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Ignorierter Völkermord

Schlauchbootprotest erlaubt

»Weiße Flecken auf der Landkarte der Holocaustforschung«: Jugendprojekt erinnert an 
Deportationen rumänischer Roma. Von Frank Brendle

Amtsgericht in Duderstadt kassiert Strafbefehle für Antifaschisten

Mehr als 25.000 rumänische 
Roma sind während des 
Zweiten Weltkrieges in die 

damals von Deutschen besetzte So-
wjetukraine deportiert wurden. Rund 
die Hälfte von ihnen kam dort zu To-
de. Diese Verbrechen an den Roma 
sind heute weitgehend unbekannt. Der 
moldauische Historiker Ion Duminica, 
selbst Rom, spricht von einem »igno-
rierten Holocaust«. Ein Projekt des 
Bildungswerks für Friedensarbeit in 
Berlin und von Partnerorganisationen 
in Rumänien, Moldau und der Ukraine 
will dem Vergessen entgegenwirken. 
Es präsentiert kommende Woche eine 
Ausstellung in Berlin. Sie ist das Er-
gebnis einer Reise junger Roma und 
Nichtroma, die zwischen Bukarest 
und Odessa Zeitzeugen, Überlebende, 
Historiker und Aktivisten interviewt 
haben.

Zu den Kriegszielen des rumäni-
schen Diktators Marschall Ion Anto-
nescu an der Seite Nazideutschlands 
gehörte auch die »ethnische Homo-
genisierung« Rumäniens. Anders als 
im deutschen Machtbereich wurden 
die unerwünschten Minderheiten nicht 
massenweise erschossen. Sie wurden 
vielmehr in das sogenannte Transni-
strien deportiert, die rumänische Be-
satzungszone zwischen den Flüssen 
Dnister und Bug. Ab Sommer 1941 
wurden Hunderttausende Juden dort-
hin abgeschoben. Von Juni bis Sep-
tember 1942 folgten dann die Depor-
tationen von mindestens 25.000 als 
»sozial schädlich« diffamierten Roma. 
Das willkürliche Kriterium traf sämt-
liche nomadisch lebenden Roma, aber 
auch zahlreiche sesshafte.

Die meisten Deportierten wurden 
buchstäblich im Nirgendwo ausge-
setzt, wo ihnen die rumänischen Auf-
passer die verbliebenen Wertsachen, 
häufig auch die Kleidung, wegnah-
men. Konstantin Braila, der als Elf-
jähriger deportiert worden war und 
heute in Bukarest lebt, berichtete den 
Projektteilnehmern: »Wir waren fast 
nackt, dazu die beißende Kälte, es gab 
keine Möglichkeit, sich zu wärmen, 
und von dem Essen, das wir hatten, 
wurden wir krank.« Einige seien ge-
storben. Im Winter 1942/43 brach eine 
Typhusepidemie aus, die Tausende To-
desopfer forderte.

Noch bis Anfang dieses Jahrtau-
sends war die rumänische Erinne-
rungspolitik von Ignoranz und Leug-
nung geprägt. Eine wichtige Rolle 
spielt dabei die Heroisierung Mar-
schall Antonescus als antibolschewi-
stischen Nationalhelden.

Der Historiker Petre Matei berich-
tet, laut Umfragen seien immer noch 
69 Prozent der Bevölkerung der An-
sicht, allein Deutschland sei für den 
Holocaust verantwortlich, nur 19 Pro-
zent wiesen auch der Antonescu-Re-
gierung Schuld zu. »Rund die Hälfte 
der Bevölkerung sieht in Antonescu 

einen großen Patrioten, ein Drittel for-
dert seine Rehabilitierung. Die Verfol-
gung von Roma bringen gerade einmal 
0,4 Prozent mit Antonescu in Verbin-
dung.« Noch schwieriger ist die Lage 
in Moldau: »Gehen Sie auf die Straße 
und fragen Sie die Leute nach dem 
Holocaust. Es wird kaum einer etwas 
wissen«, so Irina Schichowa, Leiterin 
des jüdischen Museums in Moldaus 
Hauptstadt Chisinau. Das ehemalige 
Bessarabien sei wie ein »weißer Fleck 
auf der Landkarte der Holocaustfor-
schung«. Als eine der wenigen jüdi-
schen Bildungseinrichtungen themati-

siert das Museum auch die Verfolgung 
von Roma, Schichowa spricht aus-
drücklich von »unserer gemeinsamen 
Holocaustgeschichte«. Mit Grund: 
Fast alle befragten Roma-Überleben-
den gaben an, auf ihrem Deportations-
weg auf die Massengräber der zuvor 
von Deutschen und Rumänen ermor-
deten Juden gestoßen zu sein.

Die Aufarbeitung der Verbrechen 
wird durch den in Moldau latenten 
Konflikt zwischen großrumänisch und 
russisch orientierten Teilen der Gesell-
schaft massiv erschwert. »Manchmal 
wollen mich Lehrer rumänischsprachi-
ger Schulen belehren, dass Antonescu 
die Juden vor dem Holocaust gerettet 
habe«, berichtet Schichowa. Dumini-
ca ergänzt: »Viele Forscher sehen in 
Antonescu einen großen Patrioten und 
ein Opfer des Sowjetregimes und nicht 
einen brutalen Diktator. Diese Heroi-
sierung führt dazu, dass über die Ge-
schichte der Deportationen geschwie-
gen wird.«

In der Ukraine sieht es kaum besser 
aus. Es gibt zwar Parlamentsresolutio-
nen zum Gedenken an den Roma-Ge-
nozid, aber in der Praxis »bleibt es der 
Zivilgesellschaft überlassen, Kenntnisse 
über den Völkermord an Roma zu ver-
breiten«, berichtet Michail Tjaglij vom 
Holocaustforschungszentrum in Kiew. 
Private Vereine organisieren Gedenkfei-
ern, bei denen sich Politiker fotogra-
fieren lassen. Der Trend ukrainischer 
Eliten, die Geschichte des Landes nach 
ethnisch-nationalistischen Vorzeichen 
umzuschreiben, trägt zum Ausblenden 
des Schicksals von Minderheiten bei.

Die Ausstellung des Bildungswerks 
rekonstruiert nicht nur die historischen 
Hintergründe der Deportationen, son-
dern bietet auch zahlreiche Interviews 
sowohl mit rumänischen Überleben-
den als auch mit ukrainischen Dorfbe-
wohnern, die sich an die Lebensbedin-
gungen ihrer zeitweiligen »Nachbarn« 
erinnern. Thematisiert wird nicht zu-
letzt die deutsche Verantwortung für 
die Verbrechen in Transnistrien.

Infoveranstaltung: Dienstag, 31. Ja-

nuar, 18 Uhr Mehringhof Berlin, Gnei-

senaustraße 2a, Versammlungsraum 

(2. Etage). Vernissage ab 20 Uhr im 

Rathaus Berlin-Kreuzberg, Ausstel-

lung werktags bis 3. März. Info:  

genocideagainstroma.org

Einen guten Ausgang für die be-
schuldigten Antifaschisten hat 
am Donnerstag ein Prozess vor 

dem Amtsgericht im südniedersäch-
sischen Duderstadt genommen. Die 
Strafbefehle wurden jeweils zurückge-
nommen – somit war eine Schlauch-
boot-Protestaktion am 27. Dezember 
2015 auch juristisch nicht zu beanstan-
den. An jenem Tag hatte der rechte 
»Freundeskreis Thüringen/Niedersach-
sen« in Duderstadt eine seiner berüch-
tigten »Mahnwachen« abgehalten. Bei 
diesen Veranstaltungen hetzen NPD-
Kader und Mitglieder neonazistischer 
»Kameradschaften« gegen Flüchtlinge. 
Das örtliche Bündnis gegen rechts hatte 
wie stets zu Protesten aufgerufen.

Rund 100 Nazigegner versammel-
ten sich abseits der »Mahnwache« zu 

einer Kundgebung. Drei Aktivisten 
aber näherten sich den Neonazis auf 
einem Teich mit einem roten Gummi-
boot – und spielten über ein Megaphon 
Musik und Sirenengeheul ab. Die 
Staatsanwaltschaft Göttingen befand 
diese Aktion für strafbar und bean-
tragte gegen die drei Personen Strafbe-
fehle über 1.800, 1.200 und 900 Euro 
wegen Hausfriedensbruchs, Verstoßes 
gegen das Vermummungsverbot und 
erheblicher Störung einer anderen Ver-
sammlung.

Da die Betroffenen Widerspruch 
einlegten, verhandelte nun das Amts-
gericht. Das Verfahren endete mit 
einem Totalrückzug der Staatsanwalt-
schaft. Der Verteidiger eines der Be-
schuldigten legte dar, dass es sich bei 
der Schlauchbootfahrt keinesfalls um 

Hausfriedensbruch gehandelt haben 
könne, da der Teich in einem öffentli-
chen Park liegt und nicht eingezäunt 
ist. Zudem stellte der Rechtsanwalt in 
Frage, dass die Bootsfahrt überhaupt 
als Versammlung einzustufen sei, bei 
der ein Vermummungsverbot gelte. 
Zudem sei das Tragen eines Schals im 
Dezember keine Vermummung. Nach 
Anhörung einer Tonträgeraufzeich-
nung musste auch der Anklagepunkt 
der erheblichen Störung der »Mahn-
wache« fallengelassen werden: Die 
Rechten hatten ihre Reden offenbar 
unbeeindruckt fortgesetzt.

Nur einen Tag nach der Verhand-
lung gegen die Schlauchbootaktivi-
sten befasste sich dasselbe Gericht 
mit Vorwürfen gegen den Anmelder 
einer weiteren Kundgebung gegen 

den »Freundeskreis« am 13. Dezem-
ber 2015. Die Stadt Duderstadt hatte 
gegen den Mann ein Ordnungswid-
rigkeitsverfahren wegen angeblicher 
Verstöße gegen das Niedersächsische 
Versammlungsgesetz angestrengt. Er 
soll als Versammlungsleiter unter an-
derem nicht verhindert haben, dass 
Teilnehmer den ihnen zugewiesenen 
Kundgebungsplatz verließen und 
sich der »Freundeskreis«-Veranstal-
tung näherten. In diesem Fall konnte 
die Verteidigung der Stadtverwaltung 
eine nicht fristgerechte Zustellung 
des Bußgeldbescheides nachwei-
sen  – das vermeintliche Vergehen 
war verjährt. So endete auch dieser 
Prozess mit einer Rücknahme des 
Strafbefehls.

 Reimar Paul

Schneeballalarm  
in Dresden

Dresden. Das Ordnungsamt der 
Stadt Dresden schränkt den Pro-
test gegen »Pegida« aus Angst 
vor Schneeballwürfen ein. Ei-
nen entsprechenden Bescheid 
hat nach einem Bericht des 
Tagesspiegel am Montag der 
Anmelder einer für denselben 
Abend geplanten Kundgebung 
erhalten. Die Versammlungsbe-
hörde verbannte den Protest un-
ter dem Motto »Die Frauenkir-
che mahnt – Nationalismus raus 
aus den Köpfen« nach längerem 
Streit über die Restriktionen auf 
ein kleines Fleckchen am Ran-
de des Neumarkts und damit 
außer Wurfweite von »Pegida«. 
Begründung: Bei früheren Pro-
testaktionen in der Stadt seien 
Schneebälle geworfen worden. 
Zwar nicht aus Versammlun-
gen dieses Anmelders heraus. 
Aber: Es könnten sich dennoch 
Personen unter die Teilnehmer 
mischen, die dies täten.  (jW)

Freispruch für  
Neonaziband
Betzdorf. Eliminatorischer 
Antisemitismus spricht schon 
aus dem Namen der Band, die 
vergangene Woche in Betzdorf 
vor Gericht stand: »Kaltes Ju-
denleder« nennt sich die Grup-
pe, die Textzeilen wie »Und 
beim nächsten Mal sind wir 
Ehrengäste, denn da verbrennen 
wir Judenreste« hervorbrachte. 
Vom Vorwurf der Verbreitung 
von Propagandamaterial und 
Symbolen verfassungswidriger 
Organisationen wurden die drei 
Angeklagten jedoch freigespro-
chen. Richterin Melanie Neeb 
sagte nach einem Bericht des 
Onlinemagazins Vice, Produk-
tion und Konsum dieser »Mu-
sik« im privaten Rahmen seien 
nicht strafbar, genausowenig 
wie Produktion und Tragen von 
Fanshirts. Die Band hat ihre 
Musik zwar nur siebenmal auf 
CD gepresst, allerdings waren 
zeitweise mehrere Songs auf 
Youtube abrufbar.  (jW)
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Roma-Kinder Anfang 1944 in der besetzten Sowjetunion
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